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1 Ausgangslage 
Mit der Revision Ihrer Ortsplanung möchte die Gemeinde St. Margrethen den planerischen Her-
ausforderungen der heutigen Zeit begegnen. Mit dem neuen kantonalen Planungs- und Bauge-
setz und dem revidierten eidgenössischen Raumplanungsgesetz liegen zudem wichtige neue 
Gesetzesgrundlagen vor, die eine Überarbeitung der bestehenden Ortsplanungsinstrumente 
erfordern. 
 
Mit der Erarbeitung eines räumlichen Entwicklungskonzeptes hat der Gemeinderat den Grund-
stein für die Revision der Ortsplanungsinstrumente gelegt. Basierend auf diesem Konzept und 
den neuen rechtlichen Anforderungen wurden die Planungsinstrumente der Gemeinde (Richt-
plan, Zonenplan und Baureglement, Parkierungsreglement, Strassenplan und Erschliessungs-
programm) gesamthaft überarbeitet. Im Herbst 2020 hatte die Bevölkerung die Möglichkeit, sich 
im Rahmen der öffentlichen Mitwirkung einzubringen. Vom 22. November bis 21. Dezember 
2021 fand die öffentliche Auflage der grundeigentümerverbindlichen Planungsinstrumente (Zo-
nenplan, Baureglement, Parkierungsreglement und Strassenplan) statt. Zugleich beschloss der 
Gemeinderat die öffentliche Bekanntmachung des Richtplans und des Erschliessungspro-
gramms. 
 
Während der Auflagefrist sind insgesamt zwölf Einsprachen eingegangen. Die Einsprachen tan-
gieren verschiedene Planungsinstrumente. Um ein umfassendes Verständnis der Anliegen zu 
erlangen, wurden situativ Einspracheverhandlungen durchgeführt. Einzelne Anträge werden 
vom Gemeinderat gestützt und geben Anlass für eine Anpassung der revidierten Planunterla-
gen. Mit der vorliegenden Änderungsvorlage werden die aus dem Einspracheverfahren hervor-
gegangenen Anpassungen vorgenommen. Anschliessend wird das fakultative Referendum, das 
Genehmigungsverfahren und nach Bedarf das Rekursverfahren durchgeführt.  
 
Im Nachfolgenden sind die beschlossenen Änderungen im Detail dokumentiert. Ziel ist es, mit 
den Änderungen den Anliegen der Einsprechenden Rechnung zu tragen und einen Rückzug 
der Einsprachen zu erwirken. 
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2 Änderung Baureglement 

2.1 Gestaltungsbeirat (Art. 3) 

Von privater Seite wie auch von Naturschutzvereinen wurde die fehlende Vertretung von Bau- 
und Umgebungsökologen im Gestaltungsbeirat kritisiert. Die Fragen einer nachhaltigen Bau-
weise, der Erhalt und die Förderung der Biodiversität sowie der Umgang mit dem Klimawandel 
seien wichtige Fragestellungen der Zukunft. Die sich stellenden Herausforderungen müssen 
auch im Bereich des Bauens aktiv angegangen und bewältigt werden.  

Vor allem Sondernutzungspläne, welche unter den genannten Gesichtspunkten mitbeurteilt 
werden (siehe Art. 17 BauR), erfordern im Gestaltungsbeirat ein entsprechendes Know-how. 
Der Gemeinderat unterstützt diese Forderung. Artikel 3 des Baureglements wird dahingehend 
angepasst, dass auf den Beschrieb der fachlichen Qualifikationen der Mitglieder des Gestal-
tungsbeirats auf Reglementstufe verzichtet werden soll, um die jeweils erforderlichen Qualifi-
kationen projektbezogen festlegen zu können. Das PBG macht diesbezüglich keine Vorgaben. 

2.2 Regelbaumasse (Art. 7) 

Im Rahmen einer Einsprache wurde die zu geringe Gebäudelänge und -breite in der Wohn-
zone W11.5 resp. WG11.5 bemängelt. Mit der Länge von 22m und einer damit einhergehen-
den Breite von 12m sei die Realisierung eines kleinen Mehrfamilien- oder Reiheneinfamilien-
hauses entgegen heutigem Recht nicht mehr möglich. Im Weiteren wurden die fehlenden Re-
gelbaumasse für standortgebundene Bauten in den Zonen FiB F, FaB F etc. bemängelt. 

Der Gemeinderat hat auf diese Anregung reagiert und hat ein versiertes Architekturbüro mit 
der Erarbeitung von Grundrissstudien beauftragt. Im Zuge dieser Studie wurden sämtliche Re-
gelbaumasse nochmals kritisch hinterfragt. Dabei hat sich gezeigt, dass in den Wohn- und 
Mischzonen 9.5 und 11.5 eine leichte Erhöhung der Gebäudelänge- resp. breite angezeigt ist, 
um attraktive Wohnungsgrundrisse realisieren zu können. Die Regelbaumasse werden wie 
folgt angepasst und ergänzt: 
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FiB F, FaB 
F, FaB 
R, SaB NH, 
SaB G 

5.0  - - - - - - 1.0 I) - II 

A) Für Bauten mit Flachdach oder mit gemischten Dachformen gilt eine Gesamthöhe von max. 9.5 meinem Sattel- oder 
Walmdach gilt eine Gesamthöhe von 11.5m. Für die übrigen Bauten gilt eine Gesamthöhe von max. 9.5 m. 

E) pGL = projektierte Gebäudelänge. Unbeheizte Vorbauten dürfen die maximal zulässige Gebäudelänge und 
-breite um max. 2.0 m über-schreiten. 

 

Mit der erwähnten Erhöhung der Gebäudelänge und -breite wird zugleich der Zusatz in Fuss-
zeile E) gestrichen, dass unbeheizte Vorbauten die zulässige Gebäudelänge und -breite bis 
zu max. 2.0 Meter überschreiten dürfen. Damit steht die Bemessung der Gebäudelänge und -
breite in Einklang mit dem II. Nachtrag zum Planungs- und Baugesetz (PBG).  

Die Grundrissstudie hat ebenfalls gezeigt, dass Fusszeile A) Interpretationsfragen aufwirft. 
Was unter dem Begriff der «gemischten Dachformen» konkret zu verstehen sei, ist offenbar 
unklar. Mit der Änderungsauflage soll diesbezüglich Klarheit geschaffen und Rechtsstreitigkei-
ten vorgebeugt werden. 

Die übrigen Regelbaumasse haben sich gemäss der erfolgten Grundrissstudien als zweck-
mässig erwiesen. 

2.3 Dachraum und Dachgestaltung (Art. 27) 

Mit der Änderungsauflage werden die Bestimmungen zum Dachraum und zur Dachgestaltung 
angepasst. In Artikel 27 Absatz 2 wird der Zusatz bezüglich der Positionierung technischer 
Dachaufbauten gestrichen, da die Messweise im PBG abschliessend geregelt ist. Absatz 3 
wird aufgrund möglicher Fehlinterpretationen präzisiert. An Hanglagen müssen Bauten mit 
einem Flachdach das Winkelmass talseitig und auf einer zweiten, vom Gesuchsteller definier-
ten Gebäudeseite einhalten. 

2.4 Umgebungsgestaltung (Art. 28) 

Mit der vorliegenden Änderungsauflage wird in Artikel 28 Absatz 6 ein Ausbreitungs- resp. 
Umgangsverbot für Neophyten ins Baureglement aufgenommen. Die bestehenden Bestim-
mungen im Bundesrecht werden heute - oftmals unwissentlich - unterlaufen. Mit einer Bestim-
mung auf kommunaler Ebene soll ein Beitrag zur Neophytenprävention und zur Sensibilisie-
rung von Bevölkerung und Bauwilligen geleistet werden.  

2.5 Anreize für besonders hochwertige Gestaltung (Art. 29) 

Mehrere Einsprachen nehmen Bezug auf Artikel 29 «Anreize für besonders hochwertige Ge-
staltung “. Beantragt werden eine vollständige Streichung des Artikels, die Aufhebung von Ab-
satz 1 lit. a) und lit. b) beziehungsweise die Reduktion des Bonus in Absatz 2 lit. a) von 50 auf 
20% (bei gleichzeitiger Erhöhung der zulässigen Gebäudelänge gemäss Regelbauweise).  

Im Rahmen der durchgeführten Grundrissstudien wurden die festgelegten Anreize nochmals 
hinterfragt. Die Studien haben aufgezeigt, dass ein kumulierter «Bonus» von Gebäudelänge 
und -breite je nach Parzellenform zu einem massiven Dichtesprung führen kann. Die Bestim-
mung wird dahingehend angepasst, dass kein kumulierter Bonus für Gebäudelänge und -
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breite möglich ist. Damit kann gemäss Grundrissstudien eine zonenverträgliche Bebauung 
erreicht werden. Der Gestaltungsbeirat – gebildet aus fachkundigen Mitgliedern – prüft im Ein-
zelfall, ob die Anforderung an eine besonders hochwertige Gestaltung gewährleistet ist. Die 
Baukommission erhält damit ein vorberatendes Gremium mit den nötigen Fachkenntnissen in 
den betroffenen Fachdisziplinen. 

2.6 Künstliche Beleuchtung (Art. 31) 

Das Bundesamt für Umwelt hat im Jahr 2021 eine Empfehlung zur Vermeidung von Lichtemis-
sionen veröffentlicht. Diese wird in der Seitenspalte des Baureglements gleichwertig zur SIA 
Norm 491 aufgeführt.  

2.7 Aufhebung bisherigen Rechts (Art. 35) 

Mit der vorgesehenen Anpassung in Artikel 35 des Baureglements wird ein formeller Fehler 
behoben. Die Änderung steht nicht im Zusammenhang mit dem Einspracheverfahren.  

2.8 Weiteres 

Von naturschützerischer Seite wurde die Aufnahme weiterer ökologsicher Anforderungen in 
das kommunale Baureglement gefordert. Einige Anträge hätten sehr detaillierte und umfang-
reiche Regelungen zur Folge gehabt. Im Rahmen der Einspracheverhandlungen bestand Ei-
nigkeit, dass gewisse Aspekte auch mittels Merkblätter u./o. Richtlinien im Baubewilligungs-
verfahren nachgekommen werden könnten. Hierzu zählen z.B. präzisierende Richtlinien zur 
Art. 28 Abs. 3 (Bemessung der anrechenbaren ökologischen Umgebungsflächen), Abgabe 
von Merkblättern im Baubewilligungsverfahren (z.B. Tierfallen im Bau).  

3 Zonenplan 

3.1 Waldgrenze Öpfelberg / Funkenbüchel 

Die Einsprachen zum Zonenplan beziehen sich primär auf das Gebiet Apfelberg (Parz. Nr. 
1685, 3017, 3070, und 3071). Von mehreren Einsprechen wurde die Ausscheidung von 
Schutz- bzw. Freihaltezonen gefordert. Diese Forderung betrifft nebst dem Zonenplan auch 
die Schutzverordnung, welche nicht Gegenstand der Auflage war.  

Um die Frage der Schutzwürdigkeit der betroffenen Flächen im Apfelberg zu klären, hat die 
Gemeinde ein unabhängiges Fachgutachten in Auftrag gegeben. Das Gutachten kommt zum 
Schluss, dass die Voraussetzungen für eine Unterschutzstellung gemäss NHG und NHV nicht 
erfüllt sind. Einzig die Hecke auf den Parzellen Nr. 3017 und 3014 wird als schützenswert ein-
gestuft (sowie dessen Krautsaum im Bereich der Parz. Nr. 3070). Eine Aufnahme besagter 
Hecke in die Schutzverordnung ist noch ausstehend. Eine Anpassung der Schutzverordnung 
ist nach Abschluss des aktuell noch laufenden Genehmigungsverfahren der revidierten 
Schutzverordnung vorzunehmen. Besagte Hecke ist bis auf Weiteres bundesrechtlich (Art. 18 
Abs. 2 NHG) geschützt. 
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Eine weitere Einsprache betrifft eine im Zonenplan als Hinweis aufgeführte Waldgrenze im 
Gebiet Apfelberg.  

      
Abbildung 1: Korrektur der Waldgrenze Öpfelberg - Stand vor (links) und nach (rechts) Änderungsauflage 

 

Bei der auf der Parzelle Nr. 3017 eingetragenen Waldgrenze handelt es sich um eine Fehler-
fassung. Der Eintrag wird in Abstimmung zum rechtskräftigen Waldfeststellungsplan «Detail-
plan Nr. 11a – Pfarrguet-Apfelbergstrasse» korrigiert. Für die Korrektur bedarf es keiner offizi-
ellen Änderungsauflage, da es sich bei der eingetragenen Waldgrenze lediglich um einen ori-
entierenden Inhalt handelt. Die Korrektur ist im Änderungsplan als Hinweis eingetragen. 

Eine weitere Änderung betrifft die Waldfeststellung Funkenbüchel. Aufgrund einer eingegan-
genen Einsprache hat das Kantonsforstamt die Situation vor Ort nochmals geprüft und eine 
Neubeurteilung vorgenommen. Die Waldgrenze wird im Bereich der Parzelle Nr. 1540 im 
Sinne der Einsprache korrigiert. 

      
Abbildung 2: Korrektur der Waldgrenze Funkenbüchel – Änderung des Waldfeststellungsplans 
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3.2 Sondernutzungsplanpflicht Meierhof  

Eine weitere Änderung betrifft die bestehende Sondernutzungsplanpflicht im Gebiet Meierhof. 
Das Areal stellt eine wichtige Entwicklungsreserve im näheren Zentrumsumfeld dar. Unmittel-
bar nördlich davon befindet sich der Motorsportbetrieb Vukovic. Dieser beabsichtigt eine 
Standortverlegung innerhalb der Gemeinde. Das zentral gelegene Areal im erweiterten Zent-
rum wird für eine neue Nutzung frei. Der Gemeinderat hat über das Areal jüngst eine Pla-
nungszonen erlassen. Dies aufgrund der Gefahr, dass an einer raumplanerisch derart bedeut-
samen Lage in der Regelbauweise ein Projekt realisiert wird, welches die Zielsetzung des Ge-
meinderats, nämlich die Schaffung von qualitativ hochwertigem zentrumsnahem Wohnraum, 
verunmöglicht. In den letzten zehn Jahren hat sich mit dem neuen Mineralheilbad, der Wohn- 
und Gewerbeüberbauung Neustart und dem neuen Ibis Styles Hotel ein neues Zentrum Süd 
entwickelt. Die Verfügbarkeit des Areals Vukovic bietet die Chance, diese Entwicklung in Rich-
tung Osten fortzusetzen. Dafür ist eine ortsbauliche und architektonische Vorzüglichkeit einer 
künftigen Überbauung zu sichern. Zudem erfordert die Lage an der Hauptstrasse vertiefte 
konzeptionelle Überlegungen zur Lärmsituation sowie zur Umgebungs- und Freiraumgestal-
tung. Dies kann mit einer Sondernutzungsplanpflicht sichergestellt werden. Für eine Son-
dernutzungspflicht spricht auch der Umstand, dass im Einklang mit dem Agglomerationspro-
gramm Rheintal 4. Generation die siedlungsorientierte südliche Hauptstrasse auf dem Ab-
schnitt Hochhaus Central bis Einlenker Johannes-Brassel-Strasse neugestaltet und als Le-
bensader mit einer hohen Aufenthaltsqualität aufgewertet werden soll. Aufgrund dessen sieht 
der Gemeinderat vor, die bestehenden Sondernutzungsplanpflicht Meierhof zu erweitern und 
das Areal Vukovic ebenfalls mit einer Sondernutzungsplanpflicht zu belegen. Mit erlangen der 
Rechtskraft des Zonenplans oder durch Erlass eines entsprechenden Sondernutzungsplans 
wird die bestehende Planungszone abgelöst.  

      
Abbildung 3: Erweiterung der Sondernutzungsplanpflicht «Meierhof», links bestehend, rechts ergänzt 
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4 Parkierungsreglement 

Seit der Erarbeitung des Parkierungsreglements wurde die neue Zentrumsüberbauung Neu-
start (Coop) sowie der erweiterte Parkplatz beim Gemeindehaus in Betrieb genommen. Es hat 
sich gezeigt, dass sich dadurch das Parkierungsverhalten der NutzerInnen im Zentrumsbe-
reich geändert hat. Die Anforderungen rund um den Bahnhof oder im Umkreis des Gemeinde-
hauses unterscheiden sich. Der Gemeinderat möchte darauf mit einer differenzierten Park-
raumbewirtschaftung mit präziser Lenkungswirkung reagieren können. Deshalb ist auf ein ein-
heitliches Regime für das gesamte Zentrum zu verzichten. Art. 10 Abs. 2 wird aufgehoben. 
Auch auf die Fixierung von einheitlichen Zeitlimiten (Art. 12 Abs. 4) soll verzichtet werden. 
Dies erhöht die Möglichkeiten für eine massgeschneiderte, differenzierte Lösung pro Gebiet 
resp. pro Strassenzug. Ziel der Änderungen ist es, die Parkmöglichkeiten im Zentrum primär 
den Kunden der Gewerbetreibenden zur Verfügung zu stellen und das Dauerparkieren zu er-
schweren. 

Die Tarife werden in einem separaten Reglement festgelegt.  

5 Richtplan 

Zeitgleich zur Anpassung von Zonenplan und Baureglement werden einige, kleinere Änderun-
gen am Richtplan vorgenommen. Der Richtplan ist behördenverbindlich und nicht Gegenstand 
der Änderungsauflage. Die wichtigsten Änderungen sind nachfolgend umschrieben. 

5.1 Siedlungsentwicklung und Fruchtfolgeflächen 

Die Gemeinde hat die Aufgabe, im kommunalen Richtplan die künftigen Siedlungsentwick-
lungsgebiete aufzuzeigen. Der Kanton rechnet bis 2040 mit einem Anstieg der Wohnbevölke-
rung auf 6'840 Personen. Gegenüber 2021 ist die eine Zunahme von 820 Einwohner (13.6%). 
Der Grossteil des Wachstums kann mit den bestehenden Bauzonenreserven abgedeckt wer-
den. Treffen die Wachstumsprognosen erwartungsgemäss ein, wird langfristig  
(> 10 Jahre) eine Einzonung nötig sein. Bevor eine Einzonung möglich ist, müssen die beste-
henden Innenentwicklungspotentiale aktiviert werden.  

Einziges Gebiet, dass sich für eine mögliche Neueinzonung für Wohnnutzungen aus Sicht des 
Gemeinderats eignen würde, ist da Areal Sonnmatt im Südosten der Gemeinde. Andere sinn-
volle Optionen für eine Erweiterung bestehen nicht. Das Gebiet Sonnmatt ist im bestehenden 
Richtplan als Siedlungserweiterungsgebiet bezeichnet (S 2.3.1). Die Einzonung des Areals 
scheiterte vor einigen Jahren im Rahmen einer Volksabstimmung. Kurzfristig ist eine Einzo-
nung für die Gemeinde kein Thema. Langfristig soll die Option aber offengelassen werden. 

Die potenzielle Erweiterung wurde im Rahmen des Einspracheverfahrens von landwirtschaftli-
cher Seite beanstandet. Ein weiterer Verlust landwirtschaftlicher Nutzflächen vertrage es 
kaum mehr, um die Existenz der hiesigen Landwirte zu sichern. An der möglichen Siedlungs-
erweiterung hält der Gemeinderat mangels fehlender Alternativen und angesichts der 
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kantonalen Anforderungen und Strategien fest. St. Margrethen ist im kantonalen Raumkon-
zept dem urbanen Verdichtungsgebiet zugeteilt. Die Siedlungsentwicklung soll gemäss kanto-
nalen Vorgaben schwerpunktmässig in besagtem Raumtyp erfolgen. Nichtsdestotrotz hat der 
Gemeinderat die konkrete Umgrenzung der Siedlungserweiterung nochmals überprüft und 
redimensioniert. Die potenzielle Siedlungserweiterung umfasst neu eine Fläche von 0.72 ha.  

      
Abbildung 4: Anpassung Siedlungserweiterungsgebiet Sonnmatt, links bestehend, rechts neu 

 
Mit einer südseitigen Reduktion des Siedlungserweiterungsgebiets kann der bestehende Sied-
lungstrenngürtel und die vorhandene Fruchtfolgefläche bewahrt werden. Gleichzeitig könnte 
gemäss den regionalen Zieldichten (mind. 130 – 150 EW/ha) Lebensraum für ca. 100 Einwoh-
ner geschaffen werden. Damit kann die erwartete Einwohnerzunahme knapp erreicht werden.  

5.2 Waldentwicklungsplanung 

Im Rahmen des Einspracheverfahrens wurde gefordert, dass dem bisherigen Einwachsen der 
Waldränder in ökologisch bedeutsame Flächen mit geeigneten Mitteln Einhalt geboten werden 
solle. Mit der erfolgten Waldfeststellung ist die Problematik zwar planerisch gelöst, materiell 
aber noch nicht. Ein weiteres Einwachsen der Waldränder könne durch geeignete Massnah-
men verhindert werden (z.B. gestuftes Waldrandprofil). Der Gemeinderat nimmt das Anliegen 
in den Richtplan als Pendenz für die kommende Waldentwicklungsplanung auf (Beschluss L 
6.1.1). Der Aspekt ist gegebenenfalls auch im Rahmen der Erarbeitung eines Biodiversitäts-
konzeptes zu berücksichtigen. Im Rahmen der GAöL-Verträge bestehen heute ebenfalls neue 
gesetzliche und finanzielle Möglichkeiten zur Aufwertung der Waldränder. 

5.3 Schwerverkehr 

Die Gemeinde ist bestrebt, das bestehende Zentrum und die Wohngebiete vom Schwerver-
kehr zu befreien. Hierzu ist eine Wendemöglichkeit im Bereich der Industriestrasse ange-
dacht. Den Schwerverkehr vom Bahnhof ganz fernzuhalten ist ohne Umsetzung entsprechen-
der Massnahmen momentan noch nicht möglich. Aufgrund entsprechender Unklarheiten im 
Einspracheverfahren sieht sich der Gemeinderat veranlasst den bestehenden Richtplanbe-
schluss V 1.2.3 zu präzisieren. 
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5.4 Naturschutz und Ökologie 

Im Agglomerationsprogramm (AP 4) verpflichten sich die Gemeinden im Rheintal zur Erarbei-
tung eines kommunalen Biodiversitätskonzepts. Der Richtplanbeschluss L 3.2.1 «Vernetzung, 
Landschaftsqualität und Siedlungsökologie» wird dahingehend ergänzt. Damit wird einem An-
trag verschiedener Einsprecher nachgekommen. 

5.5 Aufwertung Romenschwandenbach 

Die Vorstudie zum Hochwasserschutz am Romenschwandenbach sieht eine punktuelle Umle-
gung des Gewässers vor. Mit Umsetzung der Hochwasserschutzmassnahmen gehen ökologi-
sche Aufwertungsmassnahmen einher. Im Abschnitt zwischen Hauptstrasse und Bahnlinie 
fehlt im bestehenden Richtplan ein entsprechender Eintrag. Gemäss der Ökomorphologie 
Karte des Kantons ist der der Natürlichkeitsgrad in besagtem Abschnitt stark beeinträchtigt. 
Eine ökologische Aufwertung in besagtem Abschnitt ist somit ebenfalls angezeigt. Der kom-
munale Richtplan wird entsprechend angepasst. 

      
Abbildung 5: Aufwertungsmassnahmen Romenschwandenbach zwischen Hauptstrasse und Bahnlinie, links bestehend, 
rechts ergänzt 

 

5.6 Weitere Richtplananpassungen 

Nebst den erläuterten Änderungen aufgrund des Einspracheverfahrens nimmt der Gemeinde-
rat verschiedene Aktualisierungen und Kleinkorrekturen vor. Sämtliche Richtplanänderungen 
sind in der Korrekturfassung ersichtlich, werden hier aber nicht im Detail einzeln erläutert. 
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6 Strassenplan 
Im Zuge der öffentlichen Auflage wurde beantragt, einen bestehenden Wanderweg auf der 
Parzelle Nr. 1763 (Hofweg) auf den Hoftobelweg zu verlegen. Die Wegverlegung soll zwecks 
Umsetzung von lokalen Herdenschutzmassnahmen erfolgen. Der Gemeinderat von St. Mar-
grethen möchte diesem Anliegen nachkommen. Da der neue Wanderweg im Gemeindegebiet 
von Walzenhausen verläuft, ist einen Zustimmung der Nachbargemeinde erforderlich. Der Ge-
meinderat von Walzenhausen hat der geplanten Wegverlegung ebenfalls zugestimmt. Für die 
Wanderwegverlegung sind keine baulichen Massnahmen erforderlich.  

   

Abbildung 6: Geplante Wegverlegung im Gebiet Hof 
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7 Übergeordnete Planung 

Durch die vorgesehenen Änderungen werden keine übergeordneten Planungen von Bund und 
Kanton tangiert. Einsprecher kritisieren die fehlende Abstimmung mit dem ISOS und der 
Schutzverordnung. Diesbezüglich ist anzumerken, dass im Rahmen der Revision der Schutz-
verordnung eine umfassende Auseinandersetzung mit dem ISOS erfolgte. Die Erarbeitung der 
Ortsplanung und der Schutzverordnung erfolgte parallel und in enger gegenseitiger Abstim-
mung. Im Planungsbericht zur Ortsplanung wird in Kapitel 5.5.4 sodann auch auf den Pla-
nungsbericht zur revidierte Schutzverordnung verwiesen. Lediglich die öffentliche Auflage von 
erfolgte zeitlich gestaffelt. Die Abstimmung und Berücksichtigung des ISOS ist damit gewähr-
leistet. 

8 Mitwirkungsverfahren 

Der Gemeinderat hat zwischen dem 11. und 24. August 2022 ein Mitwirkungsverfahren zu 
den vorliegenden Änderungen durchgeführt. Die Bevölkerung hatte dabei die Möglichkeit, 
schriftlich zu den geplanten Änderungen Stellung zu nehmen.  

Während der Mitwirkungsfrist sind fünf Eingaben eingegangen. Davon erfolgte eine Eingabe 
von Seiten der Ortsgemeinde, welche bei der Erarbeitung eines kommunalen Biodiversitäts-
konzepts einbezogen werden möchte. Der Gemeinderat stimmt diesem Anliegen zu, da die 
Ortsgemeinde als grösste Grundbesitzerin thematisch stark betroffen ist. Vier Einsprecher/in-
nen haben die Mitwirkung genutzt, um ihre bereits im Einspracheverfahren formulierten Anlie-
gen beim Gemeinderat nochmals zu bekräftigen. Nicht alle Eingaben betreffen folglich die vor-
liegende Änderung und werden im Rahmen der hängigen Einsprache behandelt. Dies betrifft 
u.a. die Einführung des grossen Grenzabstands, einer Grünflächen- und Baumassenziffer, die 
Ausscheidung von Schutzzonen im Gebiet Apfelberg sowie die Klassierung der Johs. Brassel-
strasse.  

Bei den vorliegenden Änderungen wurde mitunter der fehlende Einbezug der Fauna im 
Schutzgutachten Apfelberg bemängelt. Diesbezüglich stellt sich der Gemeinderat auf den 
Standpunkt, dass die Beurteilung der Flora bei der Ausscheidung von Schutzobjekten usus 
ist, weil diese auch Rückschlüsse auf die Tierwelt erlaubt. So wurde auch die Kurzbeurteilung 
Arnal konzipiert.  

Bemängelt wurde des Weiteren die vorgesehene Änderung der Waldgrenze im Gebiet 
Funkenbüchel. Aufgrund einer eingegangenen Einsprache hat das Kantonsforstamt die Situa-
tion vor Ort nach der Erstauflage nochmals geprüft und eine Neubeurteilung vorgenommen. 
Die Waldgrenze wird im Sinne der Einsprache korrigiert. In Aussicht gestellt werden kann, 
dass im Zuge der Ergänzung der Schutzverordnung (Hecke Apfelberg) auch im Gebiet 
Funkenbüchel nochmals eine Schutzüberprüfung vorgenommen wird. Diverse Eingaben zum 
Richtplan hat der Gemeinderat entgegengenommen. Er wird diese parallel zur Änderungsauf-
lage situativ in den kommunalen Richtplan einarbeiten und das Planungsinstrument dem Kan-
ton anschliessend zur Kenntnisnahme unterbreiten. Eine öffentliche Auflage des Richtplans 
sieht das kantonale Recht nicht vor. 
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9 Rechtsverfahren 

Die Änderungen werden im ordentlichen Verfahren gemäss Art. 41 des Planungs- und Bauge-
setz öffentlich aufgelegt. Anschliessend fliessen sie in das laufende Verfahren der Ortspla-
nungsrevision ein.  
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